
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

Stadt Wetzlar, Stadtteil Hermannstein 
 

Bebauungsplan Nr. 19 
 

„Am Rotenberg II“ 
 
 

 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen mit Hinweisen und Anre-
gungen (Frist bis zum 14.08.2017). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wetzlar und Linden, den 04.09.2017 
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 2 BauGB  
 
Stellungnahmen mit Anregungen  

Deutsche Telekom Technik GmbH (12.07.2017) 
Hessen Mobil, Straßen und Verkehrsmanagement Dillenburg (10.08.2017) 
Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, Landwirtschaft und Forsten (05.07.2017) 
Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, Wasser- und Bodenschutz (24.07.2017) 
PLEdoc GmbH (31.07.2017)  
Regierungspräsidium Gießen (16.08.2017) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  
 
Herr Joachim Kienitz, Am Kellerkopf 6, 35614 Aßlar  
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Deutsche Telekom Technik GmbH (12.07.2017) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die in der angesprochenen Stellungnahme vom 24.11.2016 vorgebrachten Hinweise 
wurden zur weitergehenden Berücksichtigung bei der Erschließungsplanung bereits 
zum Entwurf des Bebauungsplanes in die Begründung zum Bebauungsplan aufge-
nommen. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein 
weiterer Handlungsbedarf. 
 
 

1. 
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Hessen Mobil, Straßen und Verkehrsmanagement Dillenburg (10.08.2017) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1 bis 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
 
 
 
 

1. 

2. 

3. 
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Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, Landwirtschaft und Forsten (05.07.2017) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Im Regionalplan Mittelhessen 2010 wird in Kapitel 5.2 für die Stadt Wetzlar für den 
Zeitraum 2002 bis 2020 aus raumordnerischer Sicht ein Wohnsiedlungsflächenbe-
darf von 62 ha angegeben, der gemäß der raumordnerischen Zielvorgabe 5.2-7 als 
errechneter Flächenbedarf den Maximalwert darstellt, der nicht überschritten werden 
darf. Dieser Wert wird auch unter Berücksichtigung der größeren Baugebietsentwick-
lungen im zugrunde gelegten Zeitraum nicht erreicht. Zudem kann angemerkt wer-
den, dass die Obere Landesplanungsbehörde beim Regierungspräsidium Gießen im 
Rahmen der Beteiligungsverfahren zur Aufstellung des vorliegenden Bebauungspla-
nes und zur 71. Änderung des Flächennutzungsplanes diesbezüglich keine Hinweise 
oder Bedenken geäußert hat. 
 
 
Zu 2: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

1. 

2. 
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Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, Wasser- und Bodenschutz (24.07.2017) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
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Zu 1: Der Anregung wird entsprochen und ein entsprechender Hinweis in die 
Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. 
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PLEdoc GmbH (31.07.2017)  
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1 und 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; der Anregung wird 
entsprochen. 
 
In die Begründung zum Bebauungsplan werden entsprechende Hinweise auf den 
Leitungsverlauf und die diesbezüglichen Anforderungen aufgenommen. Auf Ebene 
der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer Handlungsbe-
darf. Die Ökokonto-Maßnahme ist als solche bereits anerkannt und wird der vorlie-
genden Planung lediglich über entsprechende Regelungen in einem städtebaulichen 
Vertrag zugeordnet. 
 
 

1. 
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2. 
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Anlage 1 zum Schreiben der PLEdoc GmbH 
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Anlage 2 zum Schreiben der PLEdoc GmbH 
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Anlage 3 zum Schreiben der PLEdoc GmbH 
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Regierungspräsidium Gießen (16.08.2017) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. Im Rahmen der angesprochenen Stellungnahme vom 14.12.2016 
wurde darauf hingewiesen, dass die Planung insgesamt mit den Aussagen des Re-
gionalplanes Mittelhessen 2010 vereinbar ist. 
 
 
 

1. 



 

Bebauungsplan Nr. 19 „Am Rotenberg II“   Seite 14 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Zu 2: Der Hinweis sowie die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden Pla-
nung und zum Entwässerungskonzept werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. 
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Zu 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
 
 
Zu 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; an der Planung wird je-
doch nach Abwägung aller Belange i.S.d. § 1 Abs. 7 BauGB weiterhin festge-
halten. 
 
Die Auffassung, dass im Zuge der vorliegenden Planung ein Lärmkonflikt entsteht, 
der erkannt, jedoch nicht gelöst wird, wird nicht geteilt. Wie bereits in den Planunter-
lagen und den Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der frühzeitigen Beteili-
gungsverfahren eingegangenen Stellungnahmen dargelegt, wurde zur Klärung der 
immissionsschutzrechtlichen Rahmenbedingungen im Zusammenhang mit den von 
den Bundesautobahnen BAB 45 und BAB 480 ausgehenden Emissionen aus Ver-
kehrslärm und deren Einwirkungen in das Plangebiet sowie um den Schutzansprü-
chen der künftigen Wohnbebauung in der erforderlichen Form Rechnung zu tragen, 
das Büro für Schallschutz, Winfried Steinert, 35606 Solms, mit der Durchführung 
schalltechnischer Berechnungen und der Erstellung eines entsprechenden Immissi-
onsgutachtens beauftragt. Aufgabe der Untersuchung war die Prüfung, ob die von 
außen in das Plangebiet einwirkenden Straßenverkehrsgeräusche die im Beiblatt 1 
zu DIN 18005, Teil 1, angegebenen Orientierungswerte einhalten. Zur Ermittlung der 
Geräuschbelastung wurde daher auf der Grundlage von Verkehrsdaten zunächst 
eine Schallausbreitungsrechnung durchgeführt. 
 
Nach den Ergebnissen dieser Prüfung halten die ermittelten Beurteilungspegel für 
den Straßenverkehr der Autobahnen zur Tagzeit den Orientierungswert für Allgemei-
nes Wohngebiet des Beiblattes 1 zu DIN 18005, Teil 1, von 55 dB(A) ein. Zur Nacht-
zeit wird der Orientierungswert von 45 dB(A) jedoch in Teilen des Plangebietes ge-
ringfügig um bis zu 2 dB überschritten. Die für den Bau oder die wesentliche Ände-
rung von Verkehrswegen gemäß 16. BImSchV geltenden Immissionsgrenzwerte für 
Allgemeines Wohngebiet von tags 59 dB(A) und nachts 49 dB(A) werden hingegen 
eingehalten. Da der Orientierungswert zur Tageszeit sicher eingehalten wird und die 
ermittelten Überschreitungen zur Nachtzeit gering sind, kann der erforderliche 
Schallschutz durch passive Maßnahmen an den Gebäuden hergestellt werden.  

4. 

3. 
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Das Beiblatt 1 zur DIN 18005, Teil 1, enthält Orientierungswerte für die Beurteilungs-
pegel, die vorrangig Bedeutung für die Planung von Neubaugebieten mit schutz-
bedürftigen Nutzungen haben. Die Einhaltung der Orientierungswerte oder deren 
Unterschreitung ist wünschenswert, um die mit der Eigenart des betreffenden Bau-
gebietes oder der betreffenden Baufläche verbundene Erwartung auf angemessenen 
Schutz vor Lärmbelastungen zu erfüllen. Eine Zusammenstellung der Orientierungs-
werte für unterschiedliche Lärmarten und unterschiedliche Gebietsnutzungen findet 
sich in Tabelle 1. Bereits die Bezeichnung „Orientierungswert“ deutet an, dass es 
sich hierbei nicht um verbindliche Grenzwerte handelt. Der Belang des Schallschut-
zes ist bei der sonst in der städtebaulichen Planung erforderlichen Abwägung der 
Belange als ein wichtiger Planungsgrundsatz neben anderen Belangen zu beachten. 
Die Abwägung kann in bestimmten Fällen, bei Überwiegen anderer Belange, auch zu 
einer entsprechenden Zurückstellung des Schallschutzes führen. Im Bereich des 
Plangebietes sollen die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die städtebau-
liche Entwicklung als Allgemeines Wohngebiet geschaffen werden. Folglich sind die 
Orientierungswerte gemäß Tabelle 1, Zeile 2, zu berücksichtigen. Soweit Überschrei-
tungen der Orientierungswerte festgestellt werden, besteht ein konkretes Erfordernis 
für geeignete Schallschutzmaßnahmen, um gesunde Wohnverhältnisse zu gewähr-
leisten. Hierbei gilt zwar grundsätzlich der Vorrang aktiver vor passiver Maßnahmen 
zum Lärmschutz, jedoch kann angemerkt werden, dass der überwiegende Teil des 
Plangebietes innerhalb des Lärmpegelbereiches I liegt und nur im westlichen Teilbe-
reich die Anforderungen an den Lärmpegelbereich II gelten. Ein immissionsschutz-
rechtlicher Konflikt der zwingend auf Ebene der Bauleitplanung zu lösen wäre, hier 
aber ungelöst bleibt, ist insofern nicht erkennbar. Insbesondere ist jedoch anzumer-
ken, dass zum Schutz vor Verkehrslärmeinwirkungen passive Schallschutzmaßnah-
men grundsätzlich zulässig sind und im vorliegenden Fall aufgrund der topografi-
schen Gegebenheiten und einer zu erzielenden städtebaulichen Qualität des geplan-
ten Neubaugebietes die Errichtung aktiver Schallschutzmaßnahmen, etwa in Form 
von aufgeschütteten Erdwällen mit einer entsprechenden Höhe auf einer ohnehin 
sichtexponierten Fläche außer Verhältnis zur voraussichtlichen Wirkung solcher 
Maßnahmen steht. Die Bevorzugung passiver Maßnahmen erfolgt jedoch letztlich 
vor dem Hintergrund, dass die für den Lärmpegelbereich II empfohlenen Maßnah-
men nicht über die ohnehin üblichen Anforderungen an die Schalldämmung der 
Außenbauteile hinausgehen. 
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 Sofern durch aktive Schallschutzmaßnahmen, beispielsweise durch die Errichtung 
von Lärmschutzwänden, keine günstige Umfeldsituation geschaffen werden kann, 
können aufgrund besonderer städtebaulicher Rahmenbedingungen – alternativ oder 
ergänzend zu aktiven Schallschutzmaßnahmen – passive Schutzmaßnahmen in 
Erwägung gezogen werden. Durch bauliche Vorkehrungen am Gebäude kann si-
chergestellt werden, dass zumindest der Aufenthalt innerhalb von Gebäuden frei von 
erheblichen Belästigungen durch Lärm von außen ist. 
 
Zum Schutz gegen Außenlärm werden nach DIN 4109 für schutzwürdige Räume in 
Gebäuden Anforderungen an die Schalldämmung der Außenbauteile gestellt. Diese 
Forderung ist unabhängig von der Anforderung an den Immissionsschutz außerhalb 
des Gebäudes. Die Berechnung zur Bestimmung der sog. erforderlichen bewerteten 
resultierenden Schalldämm-Maße stellt dabei auf den Tagesbeurteilungspegel ab. 
Als Ergebnis der Berechnung bestehen für die Gebäude im Plangebiet keine beson-
deren Anforderungen an die Schalldämmung der Außenbauteile. Ausreichend ist 
bereits der Einbau von Fenstern der Schallschutzklasse 2. Übliche Isolierglasfenster, 
die aus Wärmeschutzgründen sowieso erforderlich sind, erfüllen diese Anforderung 
bereits. Somit ergeben sich keine über die bei üblicher Bauweise erreichbaren Werte 
hinausgehenden erforderlichen bewerteten resultierenden Schalldämm-Maße der 
Außenbauteile von Aufenthaltsräumen in Wohnungen, sodass hinsichtlich des 
Schallschutzes auch keine textlichen Festsetzungen im Bebauungsplan erforderlich 
sind.  
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Herr Joachim Kienitz, Am Kellerkopf 6, 35614 Aßlar  
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Im Zuge der vorliegenden Bauleitplanung sollen auch moderne Bauformen und 
Dachgestaltungen planungsrechtlich bewusst nicht ausgeschlossen werden, sodass 
den zunehmend individualisierten Wünschen der Bauherren Rechnung getragen 
werden kann. Zudem weisen Gebäude mit flach geneigten Dächern Vorteile aus 
energetischer Sicht auf, während mit der Anordnung einer Terrasse oder einer be-
grünten Dachfläche zusätzlicher Wohn- und Lebensraum geschaffen werden kann 
und die Räume unterhalb der Dachfläche an Attraktivität gewinnen, da sie ohne 
Schrägen optimal genutzt werden können. Anders als im Zuge der Planung im Be-
reich historischer Ortskerne oder denkmalschutzfachlich sensiblen Bereichen, sollen 
im Bereich des Plangebietes „Am Rotenberg II“ in Ortsrandlage die bauplanungs-
rechtlichen Voraussetzungen für die städtebauliche Entwicklung als Allgemeines 
Wohngebiet geschaffen werden. Dass hierbei flach geneigte Dächer ein „ruhiges 
Erscheinungsbild“ der Dachlandschaft beeinträchtigen, mag jedoch in hohem Maße 
subjektiven Empfindungen unterliegen. Mit den im Bebauungsplan enthaltenen Fest-
setzungen wird jedenfalls angestrebt, dass auch im Falle vergleichsweise heteroge-
ner Architektur und Gebäudegestalt bauplanungsrechtliche Mindestvorgaben gelten. 
Im Übrigen sind in der jüngeren Vergangenheit an verschiedener Stelle im Stadtge-
biet Gebäude mit flach geneigten Dächern umgesetzt worden. 
 
Zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Im Bebauungsplan wird jedoch bereits entsprechend der vorgebrachten Anregung 
nicht auf eine Begrünung der nicht überbauten Flächen abgestellt, sondern es wird 
festgesetzt, dass mindestens 30 % der rechnerischen Grundstücksfreiflächen mit 
einheimischen, standortgerechten Laubgehölzen zu bepflanzen sind. 
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Dies bedeutet, dass nach der festgesetzten Grundflächenzahl von GRZ = 0,3 und 
der zulässigen Überschreitung durch die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen 
mit ihren Zufahrten sowie von Nebenanlagen bis zu einer maximalen Grundflächen-
zahl von GRZ = 0,5 bei einem beispielhaften Baugrundstück von 700 m2 eine rech-
nerische Grundstücksfreifläche von 350 m2 verbleibt, von der demnach 30 %, also 
105 m2 mit Laubgehölzen zu bepflanzen sind. Im Übrigen wird auf die gesetzliche 
Regelung des § 8 Hessische Bauordnung (HBO) verwiesen, nach der die nicht über-
bauten Flächen der bebauten Grundstücke wasserdurchlässig zu belassen oder 
herzustellen und zu begrünen oder zu bepflanzen sind, ohne dass es hierzu weiter-
gehender Festsetzungen in einem Bebauungsplan bedarf. 
 
Zu 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Der Bebauungsplan setzt fest, dass zur Dacheindeckung ausschließlich Tonziegel 
oder Dachsteine in den Farbtönen Rot, Grau und Anthrazit sowie Naturschiefer und 
Zinkblech zulässig sind. An den Festsetzungen wird weiterhin festgehalten. 
 
Zu 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
In den Bebauungsplan wird zur Klarstellung redaktionell der Hinweis aufgenommen, 
dass die festgesetzten Gebäudehöhen auch für Dachaufbauten gelten. 
 
Zu 5: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 6: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die äußere Erschließung des Plangebietes erfolgt über eine Anbindung an die Stra-
ße Zum Engelstal, deren perspektivische Verlängerung nach Westen bereits im 
Bebauungsplan Nr. 13 von 2014 vorgesehen wurde. Hinzu kommt ein ergänzender 
Anschluss an die namensgleiche Abzweigung der Großaltenstädter Straße im Wes-
ten, der jedoch ausschließlich als Notzufahrt und dem landwirtschaftlichen Verkehr 
sowie als Anbindung für den Fußgänger- und Radverkehr dient. Die innere Erschlie-
ßung des Plangebietes erfolgt über die Errichtung einer Ringstraße in Fortführung 
des Erschließungssystems im Baugebiet „Am Rotenberg“. 
 


